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Bekanntmachung 
Wahltag für die Wahl der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters der Stadt Ahaus 

Gemäß § 65 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. 
Juli 2025 (GV. NRW. S. 618) geändert worden ist, in Verbindung mit § 46b und § 14 Abs. 1 Satz 3 des 
Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz – KWahlG NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und der 
Kommunalwahlordnung vom 10. Juni 2025 (GV. NRW. 2025 S. 514), wird bestimmt: 

Als Wahltag für die Wahl der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters der Stadt Ahaus wird 

Sonntag, der 25. April 2027 

festgelegt. 

Als Wahltermin für eine gegebenenfalls erforderliche Stichwahl wird gemäß § 46c Abs. 2 Satz 1 KWahlG 

Sonntag, der 09. Mai 2027 

festgelegt. 

Borken, den 18.08.2026 

Der Landrat 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 

gez. 
Dr. Kai Zwicker  
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Bekanntmachung Fischerprüfung 

Die Fischerprüfung 2026 bei der Unteren Fischereibehörde des Kreises Borken wird im November 2026 
(Beginn ab dem 02.11.2026 – weitere Tage abhängig von der Zahl der Anmeldungen) voraussichtlich an den 
Prüfungsorten Ahaus, Bocholt, Borken und Gronau durchgeführt. 

Online-Anmeldungen zur Fischerprüfung sind spätestens bis zum 05.10.2026 möglich. 

Die Anmeldung ist über das Internet unter folgender Adresse möglich: 
www.kreis-borken.de/fischereiwesen 

Prüfungsteilnehmende müssen das 12. Lebensjahr vollendet haben. Bei Minderjährigen ist bei der Online-
Anmeldung die Zustimmung der Erziehungsberechtigten erforderlich. 

Weitere Auskünfte zur Fischerprüfung sind bei der Unteren Fischereibehörde des Kreises Borken, Tel.-Nr. 
02861/681-3010, erhältlich. 

Des Weiteren wird am 12.01.2027 und 14.01.2027 in Borken die Fischerprüfung durchgeführt (Nachprüfung). 
Für die Nachprüfung muss die Online-Anmeldung bis zum 15.12.2026 erfolgen. 

46325 Borken, 07.08.2026 

Kreis Borken 
Der Landrat 
Untere Fischereibehörde 

Im Auftrag 
gez. 
Kerstin Benning 
 
 

Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung 

Herr Rolf Hasso, Hilden, geboren am 08.04.1943 in München, zuletzt wohnhaft Ramsdorfer Hoff 1, 46342 
Velen ist ein Bescheid vom 29.07.2026, Aktenzeichen 363102228, zuzustellen. 

Der Bescheid kann auf meiner Dienststelle in Borken, Burloer Str. 93, Zimmer Zulassungsstelle, eingesehen 
und von dem Betroffenen in Empfang genommen werden. Er gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser 
Veröffentlichung zwei Wochen vergangen sind. 

Rechtsgrundlage: 
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW) vom 7. März 2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit geltenden Fassung. Durch diese öffentliche 
Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. Sofern der 
Bescheid eine Ladung zu dem Termin enthält, kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben. 

46325 Borken, 11.08.2026 

Kreis Borken 
Der Landrat 
Fachbereich Verkehr 

Im Auftrag 
gez. 
Röschenkemper  
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Bekanntmachungen nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

Herr Andreas Kamperschroer, wohnhaft in 46325 Borken, Wansings Lägde 3, hat mit Antrag vom 21.01.2026 
die Änderung und den geänderten Betrieb einer Anlage zum Halten von Rindern und Schweinen mit den 
zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Borken, Wansings Lägde 3, Gemarkung 
Borkenwirthe, Flur 14, Flurstücke 188, 189, 191, 192, beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist die Ausweitung der Rinder- und Milchviehhaltung, die Sauenhaltung wird 
aufgegeben. Die Sauenställe werden abgerissen, um an gleicher Position die Neuerrichtung eines 
Boxenlaufstalles mit Anbindung an die vorhandenen Rinderställe sowie des Melkhauses zu realisieren. 
Gleichzeitig wird das Gebäude um einen nördlichen Anbau für trockenstehende Kühe mit Gruppenbuchten 
mit Stroheinstreu ergänzt. 
Südlich dieses Gebäudekomplexes ist die Aufstellung von Kälberhütten geplant und weitere 
Umstrukturierung in der Kälberhaltung werden vorgenommen. 
Die Erhöhung der Futterbevorratung wird durch Erweiterung der Fahrsiloanlage um zwei weitere Kammern 
in östlicher Richtung realisiert. 

Nach Durchführung der beantragten Änderung können insgesamt 293 Kühe, 211 Rinder und Kälber, 1080 
Ferkel sowie 400 Mastschweine gehalten werden. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 9 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 7 UVPG zur Feststellung des Erfordernisses einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 
Durch die verschiedenen Vorhaben sowie den vorgesehenen Minderungsmaßnahmen konnte gutachterlich 
nachgewiesen werden, dass sich die Emissionen an Ammoniak/Stickstoff sowie Geruch vermindern. 
Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 
so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 
Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 29.07.2026 
Der Landrat 
Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 
Az.: 63-00214 2026-wink 

Im Auftrag 
gez. 
Stefan Holthausen 
_____________________________________________________________________________________ 

Die H u. H Schulze Icking Biogas GbR mit Sitz in 48703 Stadtlohn, Schützenweg 220, hat mit Antrag vom 
27.01.2026 die Errichtung und den Betrieb einer BHKW (Blockheizkraftwerk)-Anlage mit einem 
Warmwasserpufferspeicher sowie den zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Stadtlohn, 
Schützenweg 254, Gemarkung Kirchspiel Stadtlohn, Flur 501, Flurstück 77, beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung eines BHKW mit einer Feuerungswärmeleistung von 3,446 MW 
und einem Warmwasserpufferspeicher mit 1000 m³ Volumen. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 7 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Feststellung des Erfordernisses einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 
Der Antragsteller plant ein Blockheizkraftwerk in unmittelbarer Nähe der Hähnchenmastställe auf der 
Hofstelle Klöpper zu errichten, um Strom und Wärmeenergie zu erzeugen. Das Anlagenkonzept zielt darauf 
ab, bedarfsgerecht Strom zu produzieren. Außerdem sollen mit der Abwärme des BHKW die Hähnchenställe 
mit Wärme versorgt werden. Der Warmwasserpufferspeicher ist erforderlich, um eine kontinuierliche und 
gleichmäßige Wärmeversorgung der Stallgebäude gewährleisten zu können. Die Brennstoffversorgung des 
BHKW soll über den Anschluss an die bestehende Biogasanlage des Antragsstellers gewährleistet werden, 
eine Erhöhung der produzierten Biogasmenge ist mit diesem Vorhaben nicht verbunden. Durch die Lage des 
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Standortes, die Beschaffenheit der Anlage sowie die technischen, baulichen und organisatorischen 
Maßnahmen ist eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter nach § 2 des UVPG nicht zu besorgen. 
Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 
so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 
Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 03.08.2026 
Der Landrat 
Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 
Az.: 63-00332 2026-wink 

Im Auftrag 
gez. 
Stefan Holthausen 
_____________________________________________________________________________________ 

Die Rösing GbR mit Sitz in 48691 Vreden, Großemast 26, hat mit Antrag vom 12.02.2026 die Errichtung und 
den Betrieb einer BHKW-Anlage mit den zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Vreden, 
Großemast 13, Gemarkung Vreden, Flur 121, Flurstück 35, beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung von 2 mit Biogas betriebenen BHKW im Container mit einer 
Feuerungswärmeleistung von insgesamt 9,286 MW. Zudem wird ein Warmwasser-Pufferspeicher mit 600 m³ 
sowie ein Ad-Blue-Tank mit 5000 l Volumen installiert. 
Die Biogasproduktion der liefernden Biogasanlage erhöht sich durch dieses Vorhaben nicht. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 7 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Feststellung des Erfordernisses einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 
Der Antragsteller plant eine Blockheizkraftwerk-Anlage an der Hofstelle Geesink zu errichten, um Strom und 
Wärmeenergie zu erzeugen. Das Anlagenkonzept zielt darauf ab, bedarfsgerecht Strom zu produzieren. 
Außerdem sollen mit der Abwärme der BHKW die Schweineställe sowie die angebauten Sonderkulturen mit 
Wärme versorgt werden. Der Warmwasserpufferspeicher ist erforderlich, um eine kontinuierliche und 
gleichmäßige Wärmeversorgung gewährleisten zu können. Die Brennstoffversorgung der BHKW soll über 
den Anschluss an die bestehende Biogasanlage des Antragsstellers gewährleistet werden, eine Erhöhung 
der produzierten Biogasmenge ist mit diesem Vorhaben nicht verbunden. Durch die Lage des Standortes, die 
Beschaffenheit der Anlage sowie die technischen, baulichen und organisatorischen Maßnahmen ist eine 
erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter nach § 2 des UVPG nicht zu besorgen 
Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 
so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 
Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 13.08.2026 
Der Landrat 
Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 
Az.: 63-00593 2026-wink 

Im Auftrag 
gez. 
Stefan Holthausen  
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Bekanntgabe der Ergebnisse einer Umweltverträglichkeitsvorprüfung 
gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Antrag auf Erteilung einer Plangenehmigung nach § 68 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

Mit Schreiben vom 10.06.2026 beantragt Herr Frank Kisfeld, Gaxel 1, 48691 Vreden die Erteilung einer 
Plangenehmigung für einen naturnahen Gewässerausbau für die Gewässer Nr. 1350 und 1300 des Wasser- 
und Bodenverbandes Unteres Berkelgebiet. Das Vorhaben erfolgt auf den Grundstücken in Vreden, 
Gemarkung Vreden, Flur 133, Flurstücke 29, 30 und 31 sowie Flur 134, Flurstücke 3 und 5. 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Projekt im Sinne der Anlage 1 UVPG. 

Gemäß § 1 UVPG i.V.m. § 7 UVPG ist anhand der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls zu prüfen, ob für 
ein solches Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden muss. 

Unter Berücksichtigung der Kriterien des UVPG und dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im 
Lande Nordrhein-Westfalen (UVPG NRW) wurde das Vorhaben geprüft. Es sind auf Grundlage der in 
Anlage 3 aufgeführten Kriterien, insbesondere aufgrund der Art, der Größe, des Umfangs und der 
Beschaffenheit des Vorhabens, keine erheblichen nachteiligen Umwelt-auswirkungen durch das Vorhaben 
zu erwarten. Auf die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung konnte daher verzichtet werden. 

Die Entscheidung wird hiermit gemäß § 5 des Gesetzes UVPG bekannt gegeben. 

Borken, den 10. August 2026 

Kreis Borken 
Der Landrat 
Fachbereich Natur und Umwelt 
Az.: 662212/63710 

Im Auftrag 
gez. 
Friedel Wielers 


